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Frau Präsidentin des Obersten Gerichtshofes 

Wien 

Frau Präsidentin des Oberlandesgerichts 

Wien 

Herrn Präsidenten des Oberlandesgerichts 

Graz, Linz, Innsbruck 

Herr Präsident des Bundesverwaltungsgerichts 

Wien 

Leitung der Datenschutzbehörde  

Wien 

Herr Generaldirektor für den Strafvollzug und den Vollzug 

freiheitsentziehender Maßnahmen, BMJ 

Frau Leiterin der Stabstelle für Kommunikation und 

Öffentlichkeitsarbeit, BMJ 

Frau Leiterin der Abteilung III 1 – Koordination und 

Ressourcenverwaltung, BMJ 

Herr Leiter der Abteilung III 3 – Rechtsinformatik, 

Informations- und Kommunikationstechnologie, BMJ 

Herr Leiter der Abteilung III 4 – Freie Rechtsberufe, 

Förderungswesen, Rechtsfürsorge und Mediation, BMJ 

Herr Leiter der Abteilung III 6 – Organisationsentwicklung 

sowie Personalplan und Controlling, BMJ 

Frau Leiterin der Abteilung III 7 – Personalentwicklung, 

Diversity Management, Gesundheitsmanagement, 

BMJ 

Geschäftszahl: 2023-0.467.779   

Beschaffungsmanagement 

Aktionsplan für eine nachhaltige öffentliche Beschaffung 

Das Bundesministerium für Justiz, Abteilung III 2, Kompetenzstelle für 

Bauangelegenheiten, nimmt Bezug auf die Erlässe vom 9. August 2010, BMJ-

Pr285.15/0001-Pr 7/2010, sowie vom 5. Mai 2022, 2022-0.320.397, betreffend 

- das Schreiben des Bundeskanzleramts-Verfassungsdienst vom 20. Juli 2010 über 

den Beschluss der Bundesregierung über den Nationalen Aktionsplan zur 

Förderung einer nachhaltigen öffentlichen Beschaffung (Pr285.15/0001-Pr 7/2010) 

und  
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- das Rundschreiben der Stabstelle Vergaberecht vom 20. Juli 2021 über die 

Aktualisierung des nationalen Aktionsplans für eine nachhaltige öffentliche 

Beschaffung (2022-0.320.397). 

Demnach ist bei der Auftragsvergabe der nationale Aktionsplan für eine nachhaltige 

öffentliche Beschaffung in der jeweils aktuellen Fassung verpflichtend anzuwenden.  

Es wird ersucht, dies den im jeweiligen Wirkungsbereich mit Vergabeangelegenheiten 

befassten Mitarbeiter:innen zur Kenntnis zu bringen und die entsprechenden 

Veranlassungen sicherzustellen. 

 

28. September 2023 

Für die Bundesministerin: 

Mag. Agata Bilinska 

Beilagen 

Elektronisch gefertigt 
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